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O r i g i n a l m a n u s k r i p t 



Prof. Dr. Renate Köcher

Institut für Demoskopie Allensbach

Unschlüssige Wähler
Wenige Wochen vor der Bundestagswahl wir-
ken die Parteipräferenzen wie zementiert. Die
Unionsparteien halten sich seit drei Monaten
bei annähernd 40 Prozent, die Sozialdemokra-
ten oszillieren in diesem Zeitraum in der en-
gen Bandbreite zwischen 24 und 25 Prozent.
Damit ist der Abstand zwischen beiden Volks-
parteien ähnlich groß wie bei der letzten Bun-
destagswahl, wobei beide zurzeit noch unter
ihrem Ergebnis von 2013 liegen. Dies geht vor
allem auf die größere Konkurrenz durch klei-
nere Parteien zurück. Zurzeit ist zu erwarten,
dass im nächsten Bundestag zwei Parteien
mehr vertreten sein werden; sowohl FDP wie
AfD nehmen aktuell in den Befragungen klar
die 5-Prozent-Hürde. Die FDP liegt jetzt bei
den Zweitstimmenwahlabsichten bei 10 Pro-
zent, die AfD bei 7 Prozent. Die Linke er-
reicht zurzeit 8, die Grünen 7,5 Prozent. Für
beide Parteien haben sich damit ihre Präsenz
im Parlament und die Wahrnehmung der Op-
positionsrolle bemerkenswert wenig ausge-
zahlt. 

Wie die Parteipräferenzen hat sich auch die
Kanzlerpräferenz in den letzten drei Monaten
nicht mehr verändert. 46 Prozent der Bevölke-
rung präferieren Angela Merkel, 20 Prozent
Martin Schulz; die übrigen, die sich vor allem

- 1 -

Tabelle B 1

Tabelle A 1



aus den Anhängern der kleineren Parteien re-
krutieren, enthalten sich der Stimme. Der Her-
ausforderer kämpft unter anderem mit dem
Problem, dass sich die Unterstützung der eige-
nen Parteianhänger in Grenzen hält: Während
80 Prozent der Anhänger der CDU/CSU für
Merkel votieren, unterstützen nur 51 Prozent
der SPD-Anhänger den eigenen Kandidaten.
Wer dies für einen gleichsam "negativen
Schulz-Effekt" hält, irrt. Auch bei den letzten
beiden Bundestagswahlen konnten die SPD-
Spitzenkandidaten die Anhänger ihrer Partei
weitaus weniger mobilisieren als Angela Mer-
kel: Für Peer Steinbrück votierten vor der
Wahl 47 Prozent der SPD-Anhänger, für den
an sich ungemein populären Frank-Walter
Steinmeier 40 Prozent. 

Wenn drei so unterschiedliche Herausforderer
jeweils bei den eigenen Parteianhängern weit-
aus weniger Unterstützung finden als die
Amtsinhaberin bei den Anhängern ihrer Par-
tei, liegt es zunächst nahe, von einem Amtsbo-
nus auszugehen, einer stärkeren Mobilisie-
rungskraft der Kandidaten, die aus der Positi-
on des Kanzlers den Wahlkampf führen kön-
nen. Auch die Wahl 2005 stützt zunächst diese
Hypothese: Schröder konnte 2005 die Anhän-
ger der SPD stärker mobilisieren als Merkel
die Anhänger der Unionsparteien. Die beiden
vorherigen Wahlen zeigen jedoch ein anderes
Muster: Beide Kandidaten mobilisierten in
ähnlichem Maße, mit jeweils leichten Vortei-
len von Schröder sowohl gegenüber Stoiber
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wie gegenüber Kohl. 

Es ist daher ein spezifisches mit Merkel ver-
bundenes Muster, dass kein SPD-Kandidat
mehr von überzeugenden Mehrheiten seiner
eigenen Partei-Anhänger unterstützt wurde,
seit Merkel aus der Position der Kanzlerin
Wahlkämpfe führt. Merkel polarisiert nicht;
dies ist oft als bewusste Strategie eingeordnet
worden, das ist es sicher auch, aber wohl in er-
ster Linie Persönlichkeitsmerkmal. 

Für die große Mehrheit der Bürger ist ausge-
macht, dass Angela Merkel im Amt bleibt.
Vor der Wahl 2013 waren davon 59 Prozent
überzeugt, aktuell 71 Prozent. Lediglich 6
Prozent können sich vorstellen, dass es im
Kanzleramt zu einem Wechsel kommt. Auch
wenn dies noch nichts darüber aussagt, welche
Parteien nach der Wahl eine Koalition bilden
werden, hält knapp die Hälfte der Bevölke-
rung auch den Ausgang der Wahl insgesamt
schon für entschieden. Das ist ein ungewöhn-
lich hoher Anteil. So hielten 2009 wenige Wo-
chen vor der Bundestagswahl lediglich 26
Prozent die Wahl für entschieden, 2005 jeder
Dritte. Bei den Wahlen zuvor war die Regel,
dass die überwältigende Mehrheit der wahlbe-
rechtigten Bürger den Wahlausgang für völlig
offen hielt.

Die weit verbreitete Überzeugung, dass die
Wahl und insbesondere die Besetzung des
Kanzleramts bereits entschieden sind, mag
dazu beitragen, dass die Mehrheit den Wahl-
kampf bis dato als uninteressant empfindet,
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auch die Mehrheit der politisch interessierten
Bevölkerungskreise. Entsprechend ist die
Bundestagswahl auch höchstens sporadisch
Gesprächsthema. Lediglich 11 Prozent der
Bürger haben sich in letzter Zeit mit Freunden
und Bekannten häufiger über die Wahl unter-
halten, 50 Prozent nur ab und zu, annähernd
vier von zehn Bürgern so gut wie nie. 

Der Gleichmut, um nicht zu sagen die Gleich-
gültigkeit, von der das Herannahen der Bun-
destagswahl begleitet wird, beeinträchtigt zu-
mindest bisher nicht die Bereitschaft, sich an
der Wahl zu beteiligen. 67 Prozent der Wahl-
berechtigten sind fest entschlossen, zur Wahl
zu gehen, weitere 18 Prozent zumindest
grundsätzlich dazu bereit. Auch wenn von die-
ser zweiten Gruppe ein großer Teil auf die
Stimmabgabe verzichten wird, deutet bisher
wenig darauf hin, dass die Wahlbeteiligung
niedriger ausfallen wird als 2013. Auch sonst
zeigen sich bei den Wahlabsichten die von der
letzten Wahl gewohnten Muster: So ist die Be-
reitschaft, sich an der Wahl zu beteiligen, in
Ostdeutschland signifikant niedriger als in
Westdeutschland, in der jungen Generation
weitaus geringer als in der Generation ihrer
Eltern und Großeltern. In Westdeutschland
sind zurzeit 69 Prozent der Wahlberechtigten
fest entschlossen, zur Wahl zu gehen, in Ost-
deutschland lediglich 58 Prozent. Von den 60-
Jährigen und Älteren wollen sich 71 Prozent
sicher an der Wahl beteiligen, von den unter
30-Jährigen 59 Prozent. 

Ob die Wahl aber wirklich spannungsarm ist
und bleibt, ist keineswegs ausgemacht. Zum
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einen bedeutet schon der voraussichtliche Ein-
zug von zwei zusätzlichen Parteien eine gra-
vierende Veränderung der Situation im Parla-
ment wie der Koalitionsoptionen. Und der
Ausgang der Wahl ist keineswegs so eindeu-
tig, wie fast die Hälfte der Bürger glaubt. Zur-
zeit gibt es zwar eine Mehrheit für eine Neu-
auflage der schwarz-gelben Koalition; schon
geringe Verschiebungen in den Parteipräferen-
zen können jedoch auch zu einer Fortsetzung
der großen Koalition führen oder zu einem
Bündnis zwischen CDU/CSU, FDP und Grü-
nen. 

Vor allem ein Phänomen warnt jedoch davor,
die derzeitige Situation bereits für das endgül-
tige Wahlergebnis zu halten. Noch nie war in
den letzten 20 Jahren die Unschlüssigkeit der
Wähler wenige Wochen vor der Wahl so groß
wie zurzeit. 46 Prozent der Wahlberechtigten,
die sich an der Bundestagswahl beteiligen
wollen, sind noch unentschlossen, wem sie
ihre Stimme geben sollen. Vor der letzten
Bundestagswahl waren sich zum selben Zeit-
punkt noch 39 Prozent unsicher, 2005 und
2009 jeweils rund ein Drittel. Noch niedriger
lag der Anteil der Unentschlossenen bei den
Wahlen von 1998 und 2002.

Diese Unentschlossenheit ist nicht mit Offen-
heit nach allen Seiten gleichzusetzen. Die mei-
sten der noch Unentschlossenen schwanken
zwischen zwei Parteien, und zwar vor allem
zwischen den Unionsparteien und der SPD,
zwischen CDU und FDP und zwischen SPD
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und den Grünen. So ziehen 11 Prozent der
Wahlberechtigten, die sich an der Bundestags-
wahl beteiligen wollen, zurzeit sowohl die
Unionsparteien wie die SPD in Betracht, 9
Prozent CDU/CSU und FPD, 9 Prozent SPD
und Grüne. Auch Unionsparteien und Grüne
stehen in beträchtlichem Umfang noch in di-
rekter Konkurrenz. 

Diese Konkurrenzbeziehungen sind nicht neu,
sondern haben sich in erster Linie durch die
verbesserten Chancen von FDP und AfD ver-
mehrt. Auch vor der letzten Bundestagswahl
schwankte ein erheblicher Teil der Wahlbe-
rechtigten zwischen den Unionsparteien und
SPD, FDP und Grünen oder zwischen SPD
und Grünen. Die Konkurrenzbeziehung zwi-
schen Grünen und SPD ist heute allerdings ge-
ringer, die zwischen SPD und FDP wie zwi-
schen Grünen und FDP größer als 2013.

Bei den bereits entschlossenen Wählern erzielt
die CDU/CSU ein weitaus besseres Ergebnis
als bei den noch Unschlüssigen, während
sämtliche kleinere Parteien mit Ausnahme der
AfD bei den noch unentschiedenen Wählern
höhere Sympathien genießen als bei denjeni-
gen, deren Entscheidung schon feststeht. Die-
se Unterschiede lassen keine erdrutschartigen
Veränderungen erwarten; sie können aber
durchaus noch zu Verschiebungen führen, die
die Koalitionsoptionen beeinflussen. 

Dass die Wahl bisher so wenig das Interesse
der Bürger weckt, hat mehrere Gründe, nicht
nur ihren Eindruck, dass das Personenduell
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entschieden ist. Die ökonomische Entwick-
lung der letzten zehn Jahre hat dazu geführt,
dass die Mehrheit heute mit ihrer materiellen
Situation zufrieden ist, Sorgen um die Sicher-
heit des eigenen Arbeitsplatzes nur noch eine
geringe Rolle spielen und die Zukunftsper-
spektiven überwiegend optimistisch einge-
schätzt werden. Die deutsche Bevölkerung
blickt auch mehr als andere Nationen nach au-
ßen und vergleicht die eigene Situation mit der
anderer Länder. Angesichts der Turbulenzen
und Unsicherheiten in vielen Ländern zieht
die überwältigende Mehrheit den Schluss,
dass das Land nicht nur ökonomisch in einer
besseren Situation ist, sondern generell besser
geführt wird. Dazu kommt, dass die Reformen
der letzten Jahre die überwältigende Mehrheit
darin bestätigt haben, dass von der Politik zur-
zeit keine Kürzungen und Eingriffe in Besitz-
stände drohen. Schon am Beginn der jetzt zu
Ende gehenden Legislaturperiode waren Be-
fürchtungen, dass die Reformen die eigenen
Interessen bedrohen könnten, auf einem
Tiefststand. Die Wahlprogramme der Parteien
sind darauf angelegt, diese entspannte Erwar-
tungshaltung der großen Mehrheit zu erhalten.
Mit den Details dieser Programme möchten
sich die meisten Wähler ohnehin nicht be-
schweren. 

Dass die meisten mit der Wahl weder Hoff-
nungen noch Befürchtungen verbinden, ist das
eine, die Weltlage und dominierenden The-
men das andere. Die Bürger sind zurzeit vor
allem mit Problemen und Herausforderungen
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konfrontiert, die sich nicht für parteipolitische
Kontroversen eignen: die bemerkenswerte
Ausbreitung autoritärer Herrschaftsstrukturen
in vielen Weltregionen, die Risiken, die von
Nordkorea ausgehen, die Unsicherheit über
die künftige Ausrichtung der Vereinigten
Staaten, die Häufung von Terrorakten, die
Entwicklungen in Afrika, die Schwierigkei-
ten, Fluchtursachen erfolgreich einzudämmen.
Der beruhigten Einschätzung der ökonomi-
schen Situation und Perspektiven steht eine
tiefe Verunsicherung über die Zusammenbal-
lung von Krisen und Risikofaktoren gegen-
über. 

Viele Themen des ohnehin flauen Wahlkamp-
fes wirken vor dem Hintergrund dieser Risi-
koszenarien fast rührend harmlos. 

- 8 -



U N T E R S U C H U N G S D A T E N 

Befragter Personenkreis: Deutsche Wohnbevölkerung ab 16 Jahre

Anzahl der Befragten: 1421

Befragungszeitraum: 4. August bis 17. August 2017

Methode: Repräsentative Quotenauswahl

Art der Interviews: Mündlich-persönliche Interviews 
(face-to-face)



 A n h a n g t a b e l l e n 



 

Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Kanzlerpräferenz

FRAGE: "Wenn schon am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre und für die 
CDU/CSU ist die Spitzenkandidatin Angela Merkel und für die SPD ist 
der Spitzenkandidat Martin Schulz. Wen würden Sie als Bundeskanzler 
vorziehen, Angela Merkel oder Martin Schulz?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Angela Merkel................................................................................46

Martin Schulz .................................................................................20

Unentschieden...............................................................................34
      
100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11074,  August 2017



 

Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Siegeserwartung

FRAGE: "Was glauben Sie, wer die kommende Bundestagswahl gewinnt, wer 
nach der Wahl den Bundeskanzler stellen wird: die SPD oder 
die CDU/CSU?"

Bevölkerung
insgesamt

-----------------------------
September August

2013 2017

% %

CDU/CSU ...............................................................................59 ..............71

SPD ..........................................................................................8 ................6

Unmöglich zu sagen ...............................................................33 ..............23
            
100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11013/I, 11074



 

Tabelle A 3
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Langweiliger Wahlkampf

FRAGE: "Neulich sagte uns jemand über der Bundestagswahlkampf: 'Das ist  
diesmal irgendwie ein langweiliger Wahlkampf.' Sehen Sie das auch so 
oder nicht?"

Bevölkerung Politisch
insgesamt Interessierte

% %

Sehe das auch so .........................................53 .................................53

Sehe das nicht so .........................................26 .................................31

Unentschieden..............................................21 .................................16
            
100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11074, August 2017



 

Tabelle A 4
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Gesprächsthema Bundestagswahl

FRAGE: "Unterhalten Sie sich mit ihren Freunden und Bekannten häufig über die 
Bundestagswahl, oder ab und zu, oder so gut wie nie bzw. nie?""

Bevölkerung
ingesamt

%

Häufig...............................................................................................11

Ab und zu .........................................................................................50

So gut wie nie / nie...........................................................................38

Unentschieden, keine Angabe ...........................................................1
      
100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11074, August 2017



 

Tabelle A 5
Bundesrepublik Deutschland

Wahlberechtigte

Wahlabsichten

FRAGE: "Werden Sie bei der kommenden Bundestagswahl wählen gehen oder
nicht?
Falls: 'Ja, werde wählen gehen':
FRAGE: "Sind Sie ganz gewiss?"

Bevölk. West Ost Unter 60 Jahre 
insg. 30-Jährige und älter

% % % % %

Ja, werde wählen .............86 87 .............82 85 ...............88

Ganz gewiss ............67 69 .............58 59...........71
 Ziemlich....................18 16 .............23 24...........15
 Keine Angabe ............1 2 ...............1 2.............2

Nein, werde nicht
wählen ................................5 4...............5 3 .................4

Unentschieden ...................9 9.............13 12 .................8
                              
100 100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11074, August 2017



 

Tabelle A 6
Bundesrepublik Deutschland

Wahlberechtigte

Parteipräferenzen noch unentschlossener und
entschlossener Wähler

FRAGE: "Würden Sie mit bitte noch sagen, wem Sie Ihre Zweitstimme geben 
würden - Sie brauchen mir wieder nur die entsprechende Nummer zu 
nennen." (Listenvorlage)

Wahlberechtigte mit Wahlberechtigte mit
konkreter Parteiangabe, konkreter Parteiangabe,

die genau wissen, welche die noch überlegen, welche
Partei sie wählen werden Partei sie wählen werden

% %

CDU/CSU...............................43 .....................................................34
SPD........................................24 .....................................................23
FDP ........................................10 .....................................................12
Bündnis90/Grüne .....................6 .......................................................9
Die Linke ..................................7 .......................................................9
Piratenpartei .............................x .......................................................1
NPD..........................................x .......................................................3
AfD ...........................................8 .......................................................5
Sonstige ...................................2 .......................................................4

            
100 100

x = weniger als 0,5 Prozent

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11074, August 2017



2009: Jahresdurchschnitt .36,0 ...13,5 ..24,0 ....11,5 ...10,5 ......- ....4,5

2010: Jahresdurchschnitt .33,0 ....8,0 ..28,0 ....16,0 ....9,5 ......- ....5,5

2011: Jahresdurchschnitt .33,5 ....5,0 ..28,5 ....19,0 ....7,5 ......- ....6,5

2012: Jahresdurchschnitt .35,5 ....4,5 ..29,0 ....14,5 ....6,5 ......- ...10,0

2013: Jahresdurchschnitt .39,5 ....5,5 ..26,0 ....12,5 ....7,5 ......- ....9,0

2014: Jahresdurchschnitt .40,5 ....4,0 ..26,0 ....10,0 ....8,5 ......6,0 ..5,0

2015: 9.-23.Januar .......41,5 ....4,0 ..25,0 ....10,5 ....8,5 ......6,0 ..4,5 
1.-12.Februar ......41,0 ....5,0 ..25,5 .....9,5 ....9,0 ......6,0 ..4,0
1.-12.März .........41,5 ....5,0 ..26,0 .....9,5 ....8,0 ......6,0 ..4,0
28.März-10.April ...40,5 ....5,0 ..26,5 .....9,5 ....8,5 ......6,0 ..4,0
2. bis 18. Mai .....41,5 ....5,0 ..25,5 .....9,5 ....9,0 ......5,0 ..4,5
1.-14. Juni ........41,5 ....5,0 ..26,0 ....10,0 ....8,5 ......4,0 ..5,0
1.-13. Juli ........40,5 ....5,5 ..25,5 ....10,0 ....9,5 ......4,0 ..5,0
1.-14. August ......41,5 ....5,5 ..26,0 .....9,5 ....9,0 ......3,5 ..5,0
1.-12. September ...42,0 ....6,0 ..25,5 .....9,5 ....8,5 ......3,5 ..5,0
3.-16. Oktober .....38,0 ....5,5 ..26,0 .....9,5 ....9,0 ......7,0 ..5,0
1.-12. November ....37,5 ....5,5 ..26,0 .....9,5 ....9,5 ......7,0 ..5,0
28. Nov.- 10.Dez. ..38,0 ....5,0 ..26,0 .....9,5 ....8,5 ......8,0 ..5,0

2015: Jahresdurchschnitt .40,0 ....5,0 ..26,0 ....10,0 ....9,0 ......5,5 ..4,5

2016: Jahresdurchschnitt .34,0 ....7,5 ..23,0 ....11,0 ....9,0 .....11,0 ..4,5

2017: 5. bis 19. Januar ..36,0 ....7,0 ..23,0 .....9,0 ....9,5 .....11,5 ..4,0
1. - 15. Februar ...33,0 ....7,0 ..30,5 .....8,0 ....8,0 ......8,5 ..5,0
6. - 19. März ......34,0 ....6,5 ..33,0 .....7,5 ....8,0 ......7,0 ..4,0
1. - 13. April .....36,0 ....6,0 ..31,0 .....7,0 ....9,0 ......7,0 ..4,0
5. - 19. Mai .......37,0 ....9,0 ..26,0 .....8,0 ....8,0 ......8,0 ..4,0
1. - 15. Juni ......40,0 ...10,5 ..24,0 .....7,0 ....8,5 ......6,5 ..3,5
1. - 12.Juli .......39,5 ....9,0 ..25,0 .....7,0 ....9,0 ......7,0 ..3,5
4. - 17. August ....39,5 ...10,0 ..24,0 .....7,5 ....8,0 ......7,0 ..4,0
22. - 31. August ...38,5 ...10,0 ..24,0 .....7,5 ....8,0 ......8,0 ..4,0

Befragt wurden insgesamt 1.043 Personen
                     

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie, IfD-Umfrage 11076/II

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

Tabelle B 1
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen
Gesamtdeutschland

-------------------------------------------------------
CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE AfD Sonstige
CSU GRÜNE LINKE
% % % % % % %

Bundestagswahl
27.9.2009 ...............33,8 ...14,6...23,0....10,7 ...11,9......- ....6,0

Bundestagswahl
22.9.2013 ...............41,5 ....4,8...25,7 .....8,4 ....8,6......4,7 ..6,3
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"Unschlüssige Wähler. Warum viele Bürger die 

  Bundestagswahl für schon entschieden halten - 

 und warum das nicht der Fall ist."






